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ZAkDR Zeitschrift  der Akademie für deutsches Recht 
z.B. zum Beispiel 
zit. zitiert 
ZPO Zivilprozessordnung 
ZRP Zeitschrift  für Rechtspolitik 
ZStW Zeitschrift  für die gesamte Strafrechtswissenschaft 



Einleitung 

Α. Einführende Bemerkungen 

Zu den wichtigsten Verfahrensprinzipien  des heutigen deutschen Straf-
prozesses zählen die Grundsätze der Unmittelbarkeit und Mündlichkeit, die 
neben dem Grundsatz der Öffentlichkeit  die zentralen politischen Forderun-
gen bei der Entwicklung vom Inquisitionsprozess zum reformierten  Straf-
prozess in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts waren1. Diese Verfahrens-
grundsätze gelten jedoch nicht im gesamten Strafverfahren,  sondern genau 
genommen nur in der Hauptverhandlung, da sie den Charakter und die 
Gestaltung der zum Urteil führenden Verhandlung bestimmen2. Die Schrift-
lichkeit ist somit nicht aus dem Strafverfahren  ausgeschlossen. Im Gegen-
teil erfordert  gerade die Mündlichkeit des (Haupt-) Verfahrens,  dass die 
Hauptverhandlung durch Berichte und Niederschriften  vorbereitet wird3. 
Insbesondere im Strafverfahren  kommt Protokollen eine herausragende Be-
deutung zu, werden diese doch schon zu Beginn jeden strafrechtlichen  Er-
mittlungsverfahrens  angefertigt 4. Sie begleiten das gesamte weitere Straf-
verfahren,  und teilweise erstreckt sich ihre Wirkung bis in die Hauptver-
handlung5. 

1 Vgl. LR-Rieß,  Einl. Abschn. J, Rn. 50. 
2 Die übrigen Teile des Strafverfahrens,  vor allem das Ermittlungsverfahren,  aber 

auch das Eröffnungs-  und das Strafbefehlsverfahren  werden hingegen von den 
Grundsätzen der Mittelbarkeit, Schriftlichkeit  und NichtÖffentlichkeit  geprägt, vgl. 
LR -Rieß,  Einl. Abschn. J, Rn. 50 mit Hinweis auf Eb. Schmidt,  Lehrkommentar, 
Teil I, Rn. 406; Rieß,  FS Rebmann, S. 393 f. 

3 Die Niederschriften  sind für das Zwischenverfahren  von erheblicher Bedeutung, 
da das Gericht den für die Eröffnung  des Hauptverfahrens  erforderlichen  hinreichen-
den Tatverdacht nach der Aktenlage beurteilt, vgl. Meyer-Goßner,  § 203 Rn. 2. Zur 
Vorbereitung der Hauptverhandlung muss der Richter überdies die Akten gründlich 
studieren, vgl. Meyer-Goßner,  vor § 213 Rn. 2. 

4 Über die Vernehmungen des Beschuldigten, der Zeugen und Sachverständigen 
sollen grundsätzlich Protokolle aufgenommen werden; vgl. § 168b, der eine Proto-
kollierung ausdrücklich für staatsanwaltschaftliche Untersuchungshandlungen vor-
schreibt und entsprechend für solche durch Beamte des Polizeidienstes Beachtung 
finden sollte, so Meyer-Goßner,  § 168b Rn. 2 unter Hinweis auf BGH NStZ 1995, 
353. Führt der Richter die Untersuchungshandlung durch, so ist die Aufnahme eines 
Protokolls sogar zwingend vorgeschrieben, § 168. 

5 Vgl. § 251, 253 und der (freie) Vorhalt von Protokollen als Vernehmungsbehelf, 
§ 254. 
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Als wichtigstes Protokoll in unserem Strafverfahren  ist dasjenige über 
das Kernstück des Hauptverfahrens  und den Höhepunkt des gesamten Straf-
prozesses anzusehen, nämlich das über die Hauptverhandlung, das Haupt-
verhandlungsprotokoll (HVP). Das HVP ist im deutschen Strafprozess  im 
Wesentlichen als reines Formalienprotokoll ausgestaltet, da es gem. § 273 
Abs. I 6 nur „den Gang und die Ergebnisse der Hauptverhandlung im We-
sentlichen wiedergeben und die Beobachtung der wesentlichen Förmlichkei-
ten ersichtlich machen" muss. Anders als im anglo-amerikanischen Recht7 

ist eine wörtliche Protokollierung der gesamten Beweisaufnahme im deut-
schen Strafprozess  nicht vorgesehen. Nur in Verfahren  vor den Amtsgerich-
ten und damit in Strafsachen von - jedenfalls im Hinblick auf die im Raum 
stehende Strafandrohung - vergleichsweise geringer Bedeutung8 müssen 
gem. § 273 Abs. 2 neben den Formalia auch die „wesentlichen Ergebnisse 
der Vernehmungen" in das HVP aufgenommen werden. Allein § 273 Abs. 3 
verlangt - für jede Hauptverhandlung - die vollständige Protokollierung 
von Aussagen und Äußerungen sowie von Vorgängen in der Sitzung, sofern 
„es auf die Feststellung .. . ankommt". 

Dieser Vorschrift  kann im Einzelfall eine erhebliche praktische Bedeu-
tung zukommen, die insbesondere für den Angeklagten und die Verteidi-
gung darin liegt, mittels des in § 273 Abs. 3 S. 1 geregelten Antragsrechts 
eine vollständige Protokollierung bestimmter Aussagen und Äußerungen 
sowie von Vorkommnissen in der Hauptverhandlung zu erwirken; § 273 
Abs. 3 S. 1 bietet für sie insoweit das einzige Mittel, mit dem sie auf den 
Inhalt des HVP Einfluss nehmen können. Eine schriftliche Fixierung der 
betreffenden  Ereignisse in der Hauptverhandlung könnte dabei in verschie-
denster Hinsicht von Bedeutung sein. Zu denken ist an die vollständige Pro-
tokollierung bestimmter Aussagen zu dem Zweck, diese für die Urteilsbera-
tung oder ein eventuelles Revisionsverfahren  zu sichern. Dementsprechend 
wird § 273 Abs. 3 teilweise als die „einzig echte Möglichkeit zur Fest-
schreibung des Sachverhaltes in der Hauptverhandlung" bezeichnet9. Doch 
auch die Festschreibung bestimmter Vorgänge in der Hauptverhandlung, um 

6 Paragraphen ohne Gesetzesangabe sind solche der StPO. 
7 Siehe für das US-Amerikanische Strafverfahren  die einschlägigen Verfahrens-

vorschriften  der einzelnen Bundesstaaten: z.B. California Penal Code § 938; New 
York Judiciary Law §§ 290 ff.,  § 295; North Dakota Century Code See. 27-06-03; 
Utah Judical Code See. 78-56-2, wonach sog. „court reporters", „stenographers" 
bzw. „shorthand reporters" die gesamte Beweisaufnahme sowie sonstige Verfahrens-
vorgänge vollständig stenografisch aufzuzeichnen haben; siehe auch Grünwald 
S. 57; Dahs, NJW 1974, 1538, 1540; Salditi , S. 469, 479 f.; ν. Stackelberg,  S. 47; 
zum englischen Recht: Klefisch,  NJW 1951, 330, 332; Salditi,  S. 469, 479. 

8 Freilich sind in der Realität des Alltages die Fälle sog. Kleinkriminalität für 
Täter und Opfer häufig besonders schwerwiegend, so mit Recht Lilie,  S. 50. 

9 Kempf,  S. 66, siehe hierzu 1. Kapitel D. 
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darin eventuell liegende Verfahrensfehler  für eine Überprüfung  in einem 
Revisionsverfahren  festzuhalten, stellt einen weiteren wichtigen denkbaren 
Anwendungsfall des § 273 Abs. 3 dar. 

Trotz des in § 273 Abs. 3 liegenden Potentials wurde die tatsächliche 
prozessuale Bedeutung der Vorschrift  zumeist als eher gering einge-
schätzt10. Andererseits trat insbesondere die anwaltliche Seite11 der insge-
samt festzustellenden restriktiven Handhabung der Vorschrift  durch die Ge-
richte12 entgegen und unternahm den Versuch, die „gewichtige prozessuale 
Funktion" der Vorschrift  hervorzuheben, um sie so von ihrem „Schattenda-
sein" zu befreien 13. Dementsprechend wurde dazu aufgefordert,  „die in 
§ 273 Abs. 3 verankerte Verteidigungsaktivität mehr zu nutzen"14. 

Eine Aufwertung könnten Anträge nach § 273 Abs. 3 durch die Recht-
sprechung des BGH der letzten Jahre erfahren  haben. Neuerdings hält der 
BGH nämlich einen revisiblen Gesetzesverstoß für gegeben, wenn sich der 
Tatrichter mit einer gem. § 273 Abs. 3 S. 1 wörtlich niedergeschriebenen, 
verlesenen und genehmigten Aussage nicht auseinandergesetzt hat, obwohl 
ihre Würdigung geboten war15. 

Nicht nur diese Entwicklung in der Rechtsprechung des BGH gibt Anlass 
zu einer genaueren Untersuchung vor allem der Problembereiche der Vor-
schrift.  Überdies ist festzustellen, dass die Regelung des § 273 Abs. 3 in 
der Literatur bislang weitgehend eine eher „stiefmütterliche" 16 Behandlung 
erfuhr 17 und im Rahmen des § 273 Abs. 3 viele Fragen nach wie vor um-

1 0 Hierzu 1. Kapitel D. 
11 Vor allen ülsenheimer,  NJW 1980, 2273 ff.;  aber auch Krekeler,  AnwBl. 

1984, 417 f.; siehe auch Strafverteidigung-Gatzweiler/Mehle,  Rn. 404; Dahs, Hand-
buch, Rn. 542; Kempf,  S. 65 f.; Meyer-Mews,  NJW 2002, 103 ff.;  Egon Müller, 
S. 80; Römer-Hahn,  S. 28. 

12 Vgl. Burhoff,  Rn. 721; Schltohauer,  Zeugenschutz, S. 295; Strafverteidigung-
Gatzweiler/Mehle,  Rn. 404 f.; Richter  II,  StV 1984, 454, 455. 

13 ülsenheimer,  NJW 1980, 2273; die „Wichtigkeit" der Vorschrift  betonte auch 
schon Eb. Schmidt,  Nachtragsband I, § 273 Rn. 13; siehe auch die Nachweise in 
Fn. 11. 

14 Egon Müller,  S. 80. 
15 BGH Urt. v. 3.7.1991 - 2 StR 45/91 in BGHSt  38, 14 ff.  = JZ 1992, 106 f.; 

bestätigt durch BGH Beschl. v. 20.9.1991 - 5 StR 354/91 in StV 1991, 549 (soweit 
dort anstelle des § 273 Abs. 3 dessen Abs. 1 genannt wird, handelt es sich laut 
einer Anfrage von D. Krause  beim 5. Strafsenat um einen Druckfehler,  D. Krause 
(4. Aufl.), Rn. 16); Beschl. v. 3.9.1997 - 5 StR 237/97 in BGHSt  43, 212, 214 = 
StV 1997, 561; zuletzt Beschl. v. 3.4.2001 - 1 StR 58/01 in BGHR StPO, § 344 
Abs. 2 S. 2 Beweiswürdigung 6 = StV 2002, 354 f. 

16 So auch schon ülsenheimer,  NJW 1980, 2273. 
17 Ausnahmen bilden aus dem älteren Schrifttum:  W. Schmid,  GA 1962, 353 ff. 

sowie aus dem Jüngeren" Schrifttum  ülsenheimer,  NJW 1980, 2273 ff.  und Kreke-
ler,  AnwBl. 1984, 417 f.; zuletzt A. Schröder  und ders., FS Schlüchter, S. 97 ff. 




